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Eving: Das Aushängeschild für 
gelungenen Strukturwandel
Die SPD-Fraktion in der 
Bezirksvertretung Eving 
hat den modernen und so-
zialen Stadtbezirk Eving 
erfolgreich gestaltet. Dies 
wird deutlich, wenn man 
sich einen Auszug der 
bereits realisierten Pro-
jekten im Stadtbezirk an-
sieht: 

 Schaffung neuer Arbeitplät-
ze in der Evinger Mitte und im 
Logistikzentrum Fürst Harden-
berg 
 Ausbau der Evinger Straße  
zu einer der schönsten Straßen 
im Stadtbezirk 
 Verkehrsentlastung der 
Wohngebiete durch Verlegung 
der Lindenhorster Straße 
 Förderung des Sports durch 
Neubau des Eckeystadions und 
Sicherung des Hallenbades. 
 Auch die Bildung hat einen 
hohen Stellenwert: Deshalb wird 
die Elisabeth Grundschule neu 
gebaut und die Schule am Bir-

kenbaum  im August renoviert.
Aber wir wollen uns nicht auf 
unseren Lorbeeren ausruhen und 
unseren Stadtbezirk weiter nach 
vorne bringen. Unsere nächsten 
Ziele sind: 
- Begleitung des Aktionsplans 
„Soziale Stadt“ in Eving
- Erneuerung der Kanalbrücken 
und Ausbau der Holthauser Str.

- neue Fahrbahnen für Friesen-,  
Damm- und Wittichstraße
- Ausbau Seilerstraße und  
Realisierung der Nordspange
- Ausbau der Kreuzung Os-
terfeld-/ Burgholzstraße zum 
Kreisverkehr
- Neugestaltung des Parks an der 
Bayrischen Straße 
- Umsetzung der Bebauungsplä-

ne für die Bayrische Straße und 
Brechtener Heide 
- Einrichtung der Lkw-Verbots-
zone in Wohngebieten
- Sanierung der Fassade Brech-
tener Grundschule an der Eving-
er Straße 
- Mensa für die Theodor Heuss 
Realschule
- Neubau für den offenen Ganz-
tag an der Osterfeld Grundschu-
le 
- Sicherung der Max-Wittmann-
Schule und der Werkstatt „Über 
den Teichen“.
- Sanierung der Jugend-Freizeit-
Stätten-Fassade  am Hallenbad 
Eving und Renovierung des 
Bades Eving
- Bau neuer Umkleideräume  
und Duschen am Sportplatz 
Brechten
Der Stadtbezirk Eving ist im 
Ruhrgebiet das Aushängeschild 
für den gelungenen Struktur-
wandel. Dafür steht die SPD-
Fraktion in der Bezirksvertre-
tung Eving.  

Die neue Evinger Mitte, ein gelungenes Beispiel für den 
Strukturwandel in Dortmund.

Vor einer ungewissen Zukunft steht die JobCenter ARGE, die Dortmunder Arbeitlose betreut, 
da die CDU einer notwenigen Reform Steine in den Weg legt.  � Foto: Schmitz

Sorge um Zukunft der ARGE
Rückfall in alte Zeiten droht: SPD kämpft für Service für Arbeitslose
Unsicher ist die Zukunft 
der JobCenter ARGE, wel-
che Langzeitarbeitslose 
betreut. Denn das Bundes-
verfassungsgericht hat die 
ARbeitsGEmeinschaft als 
Mischverwaltung der Kom-
munen und Arbeitsagen-
tur für verfassungswidrig 
erklärt. 

Und das, nachdem nach an-
fänglichen Startproblemen die 
ARGE gut funktioniert. Bundes-
regierung und Bundestag sind 
deshalb aufgefordert, bis Ende 
2010 eine neue rechtssichere 
Konstruktion der JobCenter in 
ganz Deutschland zu finden. Da-
zu hatte Bundesarbeitsminister 
Olaf Scholz (SPD) eine Grund-
gesetzänderung und ein Organi-
sationsgesetz vorgeschlagen. 

Die JobCenter sollten zu-
künftig in der Rechtsform einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
geführt werden. Damit wäre si-
chergestellt, dass sie in der bis-
herigen Form weiterarbeiten 
können. Die Kundinnen und 
Kunden der JobCenter hätten 
auch zukünftig unbürokratisch 
Leistungen nach dem SGB II be-
kommen. Die Mitarbeiter wären 

als kommunale Beschäftigte in 
den JobCentern ebenfalls abge-
sichert. Doch diesen Plänen hat 
die CDU-Bundestagsfraktion ei-
ne Absage erteilt. Sie will keine 
Grundgesetzänderung und kein 
Organisationsgesetz.

Deshalb droht jetzt ein Rück-
fall in alte Zeiten, als hilfe-
suchende Menschen mehrere 
Stellen aufsuchen mussten, um 
Leistungen zu beantragen und 

Vermittlungsangebote zu nut-
zen. Die CDU lässt die Reform 
der JobCenter scheitern, weil 
sie Machtspielchen auf Kosten 
der arbeitslosen Menschen und 
der Beschäftigten der JobCenter 
betreiben will. Sie bringt eine 
hochwertige Dienstleistung aus 
einer Hand in Gefahr. So rückt 
die Reform der JobCenter in 
weite Ferne und dürfte vor der 
Bundestagswahl im September 
fast unmöglich sein.

„Die JobCenterARGE Dort-
mund steht vor einer ganz un-

gewissen Zukunft“, kritisiert 
Michael Taranczewski, sozialpo-
litischer Sprecher der SPD-Frak-
tion und Mitglied im Trägeraus-
schuss der JobCenterARGE, die 
Haltung der CDU-Bundestags-
fraktion. „Einen großen Anteil 
am bisherigen Erfolg der Job-
CenterARGE Dortmund kommt 
den kommunalen Beschäftigten 
zu, die ihr bewährtes Wissen 
aus der alten Sozialverwaltung 
dort einbringen und sich auf ei-
ne Personalzuweisung in diese 
neue Verwaltungsform eingelas-
sen haben. Nicht auszudenken, 
wenn sich diese Mitarbeiter we-
gen der unsicheren Lage der Job-
Center jetzt beruflich neu orien-
tieren. Die Verantwortlichen für 
diesen Vertrauensverlust bei den 
Beschäftigten sind bei der CDU 
zu suchen.“

Die SPD-Fraktion im Rat der 
Stadt fragt sich, wie sich wohl 
der Dortmunder CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Erich Fritz bei 
der Abstimmung in dieser Frage 
in der CDU-Bundestagsfraktion 
verhalten hat. Wenn er seiner 
Fraktion gefolgt sein sollte, hat 
er den Arbeitslosen in Dort-
mund einen großen Schaden zu-
gefügt. 

Dortmund vergibt zusätzliche  
Bauaufträge für 78 Mio. Euro
Konjunkturpaket soll heimische Unternehmen stärken und Arbeitsplätze retten
Das Konjunkturpaket II, 
mit dem die Stadt Dort-
mund 78 Mio. Euro für 
zusätzliche Bau- und Sa-
nierungsmaßnahmen 
erhält, kann jetzt umge-
setzt werden. Der Rat hat 
grünes Licht für die vor-
läufige Maßnahmenliste 
gegeben. 

Friedhelm Sohn, der für die 
SPD-Fraktion im Rat Stellung 
genommen hat, freut sich beson-
ders über ein eher seltenes Er-
eignis: Bei der Umsetzung des 
Konjunkturpakets II konnte Ein-
vernehmen über alle Parteigren-
zen hinweg erzielt werden.

Noch wenige Tage zuvor hat-
ten sich die freien Träger und 
Verbände wie Arbeiterwohl-
fahrt, Diakonisches Werk, Ca-
ritas, die Kirchen und freie In-
itiativen zu Wort gemeldet und 
Geld aus dem Programm zur 
Sanierung ihrer Einrichtungen 
für sich reklamiert. 

„Und damit hatten sie völlig 
Recht,“ so Friedhelm Sohn in 
der entscheidenden Ratssitzung. 
„Die freien Träger übernehmen 
seit Jahrzehnten wichtige soziale 
Aufgaben in unserer Stadt. Des-
halb müssen sie gleichberech-
tigt mit den städtischen Einrich-
tungen behandelt werden.“

Die Verwaltung hatte zuvor 
zahlreiche städtische Maßnah-
men und Projekte aufgelistet, 
nach verschiedenen Kriterien 
bewertet und auf schnelle Um-
setzung hin untersucht, um un-
verzüglich mit der Auftrags-
vergabe beginnen zu können. 
Immerhin soll die Hälfte der 
Maßnahmen bereits in diesem 

Jahr umgesetzt sein. Doch der 
SPD-Fraktion lag viel daran, die 
Anträge freier Träger angemes-
sen zu berücksichtigen. 

Auch sollten die zwölf Be-
zirksvertretungen Gelegenheit 
zur Bewertung und Nachsteue-
rung haben. In einem beispiel-
losen Kraftakt mit zahlreichen 
Sondersitzungen konnte erreicht 

werden, dass dem Rat alle noch 
ausstehenden Anträge vorlagen 
und beschlossen werden konn-
ten.

Allerdings kletterte so die 
Summe der Maßnahmenwün-
sche auf 160 Mio. Euro, und ist 
damit mehr als doppelt so hoch, 
wie die zur Verfügung stehenden 
Mittel. Aus dieser Maßnahmen-

liste wird beim Vorliegen der ex-
akten Ausführungsbestimmun-
gen die endgültige Auswahl der 
Projekte getroffen. 

„Es werden dann zwar einzel-
ne Wünsche nicht berücksichtigt 
werden können,“ erläutert Fried-
helm Sohn, „aber das Auswahl-
verfahren wird transparent und 
für die Antragsteller nachvoll-
ziehbar.“ 

Die endgültige Beschlussfas-
sung über die Projektliste soll 
deshalb in der Juni-Ratssitzung 
erfolgen, denn bis dahin dürften 
alle Unklarheiten beseitigt sein.

Was passiert nun mit den 
Maßnahmen, die nicht aus dem 
Konjunkturpaket finanziert 
werden können? Landen diese 
auf der „langen Bank“? „Nein“, 
versichert Schulausschussvorsit-
zender Hermann Diekneite, der 
besonders auf die vielen Schul-
bauprojekte achtet: „Maßnah-
men, die jetzt nicht realisiert 
werden können, werden sich in 
den regulären Investitionspro-
grammen der Haushaltsjahre 
2010 und 2011 wiederfinden. 
Außerdem werden wir die Pri-
oritätenlisten ergänzen.“

Für die SPD-Fraktion steht 
fest, dass das Konjunkturpaket 
II eine zusätzliche riesige Chan-
ce zur Verbesserung und Erneu-
erung unserer Bildungseinrich-
tungen und der Infrastruktur 
bietet. 

Das wird allen Dortmunde-
rinnen und Dortmunder zu Gu-
te kommen. Auch besteht die 
Chance, dass mit dem Konjunk-
turprogramm heimische Unter-
nehmen gestützt und bedrohte 
Arbeitsplätze längerfristig gesi-
chert werden können. 

Hier baut die Stadt: Diese Schilder sind in Dortmund dem-
nächst noch öfter zu sehen.

 Zitat des Monats
„Wir glauben an 

Dortmund.“
(Peter Melerski, 

Regionalvorstand der 
Unternehmensberatungsfirma 

Ernst & Young)

Weg frei für neue Rettungswachen
CDU verweigert Zustimmung für neue Rettungsfahrzeuge und Wachen
Was lange währt, wird 
endlich gut! Das gilt wohl 
erst recht für den neuen 
Rettungsdienstbedarfs-
plan der Stadt, der vom 
Rat mit den Stimmen der 
SPD-Fraktion beschlossen 
wurde. 

Damit ist endlich der Weg 
frei für zwei neue Rettungswa-
chen im Dortmunder Westen, 
neue Rettungsfahrzeuge und -
technik. Seit Wochen hatte die 
SPD-Fraktion im Rat  um Mehr-
heiten für den neuen Rettungs-
dienstbedarfsplan geworben. 
Eigentlich sollten die Neurege-
lungen bereits in der Ratssitzung 
im Dezember beschlossen wer-
den. Die CDU-Fraktion hatte 
jedoch die Verwaltungsvorlage 
immer wieder in Frage gestellt. 
Zugleich wollte die CDU-Frak-
tion den Rettungsdienst privati-
sieren und das Arbeitsfeld der  
Hilfsorganisationen beschnei-
den. Bislang unterhält die Stadt 
zusammen mit den vier Hilfsor-
ganisationen 17 Rettungsfahr-
zeuge, 11 Krankentransportwa-
gen und fünf Notarztwagen an 
15 Wachenstandorten. Damit 
war im Prinzip sichergestellt, 
dass in 90 Prozent der Fälle in 
8 Minuten ein Einsatzfahrzeug 
vor Ort war. 

Durch den Neubau der zwei 
Rettungswachen kommt die 

Stadt diesem Ziel ein gutes 
Stück näher. Versorgungslücken 
werden geschlossen und der Ret-
tungswagen eines privaten An-
bieters überflüssig. Damit kann 
der Rettungsdienst sogar um  
320 000 Euro für das 18. Ret-
tungsfahrzeug entlastet werden. 

Die CDU-Fraktion wollte 
trotzdem an den Rettungsdienst-
leistungen des privaten Anbie-
ters zu Lasten der Hilfsorgani-
sationen festhalten. Ein klarer 
Schlag ins Gesicht der über 800 
Mitarbeiter der Hilfsorganisa-
tionen! Damit wollte die CDU-
Fraktion auch den Rettungs-
dienst unter das Motto „Privat 
vor Staat“ stellen. Die SPD-
Fraktion setzt weiter auf die 
hervorragende Kooperation der 
Feuerwehr mit den Hilfsorgani-
sationen. Gerade der Einsatz der 

ehrenamtliche Kräfte, die gut 
ausgebildet und uneigennützig 
anpacken, ist  unverzichtbar. 

Feuerwehr und Hilfsorgani-
sationen bilden auch im Katas-
trophenschutz ein integriertes 
Hilfesystem, in dem man schon 
jahrelang „Hand in Hand“ arbei-
tet. Die SPD-Fraktion hat damit 
unter Beweis gestellt: Ihr sind 
Ehrenamt und öffentliche Si-
cherheit sehr wichtig !

Zwei neue Rettungswachen, neue Rettungsfahrzeuge und 
Rettungstechnik sichern die Notfallversorgung der Dortmun-
der Bürger. � Foto: Stefan Quinting


